
Bundessozialgericht

2 RU 89/64

Zugestellt am
5° Mai 4966

,
Reg„—Ober—

sekretär als Ur—
kundsbeamter der
Geschäftsstelle

1 m N a m e n d e s V o l k e s
'{ ‘ 3'

In dem Rechtsstreit

oouvooooooooooo005oooocoooooooooooooooooooooooooo

Beklagter und Revisionsklägery

. ‚_ :

onooooooeoooooooooooooooooooooooouooooooooooooooo

Klägerin und Revisionsbeklagte9

29389lä9921
ooeoooooooooaoaooonceoooooaooonooaoooooooooboooo

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 27° Oktober 1965 durch

Senatspräsident B r a c k m a n n

‚ — Vorsitzender —9
Bundesrichter ' Dr„ B a r e s e l und

Bundesrichter Dr° K a i s e r ,
Bundessozialrichter T i e d t und

Bundessozialrichter D r e w 3

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgerichts Hamburg vöm 23° Januar 1964
dahin geändert, daß der Beklagte verurteilt wird,
das Unternehmen der beigeladenen Stiftung “Katho—
lisches Kinderheim St° Jc

‚
" in Mä‚ - ' mit

Wirkung vom 10 Januar 196z an der klagerin zu
überweisen()

Im übrigen wird die Revision des Beklagten zurück—
gewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Katholische Mädchenanstalt (seit 1959: (inderheim)

St„ J , eine dem Deutschen Caritasverband angeschlos—

sene öffentlich—rechtliche Stiftung ohne kommunale Betei—

ligung, wurde auf ihren Antrag — zusammen mit mehreren

anderen badischen Körperschaftsbetrieben — durch Schrei—

ben des Badischen Innenministeriums vom 50 Juli 1929 dem

Badischen Gemeindeversicherungsverband (jetzt: Unfallver—

sicherungsverband der badischen Gemeinden und Gemeinde—'

verbände in Karlsruhe —UVV—)zugeteilt; diese Zuteilung

stützte sich auf 95 628 b, 537 Abs° 1 Nr„ 4 Buchst° b
der Reicheversicherungsordnung (EVO) in der Fassung des

Dritten Gesetzes über Änderungen in der Unfallversiche—

rung vom 20„ Dezember 1928 (3° ÄndG) in Verbindung mit
Art„ 35 Abs„ 4 dieses Gesetzes und trat rückwirkend am
1„ Juli 1928 in Kraft; bis dahin war die Mädchenanstelt

‘ _mit dem Hauptbetrieb (Wäscherei, Plätterei, Näherei) und
Nebenbetrieben bei der Bekleidungsindustrie—Berufsgenos«

senschaft (BG) unfallversichert gewesen„

In Späterer Zeit (aktenkundig seit 1949) wurde die St„
J(_‚’1—Stiftung außerdem noch von der BG für Gesundheits—

dienst undWohlfahrtspflegeals Unfallversicherungs(UV)—
träger erfaßt° Nachdem erstmals 1957 das Bestehen dieser

— vom Stiftungsvorstahd selbst nicht beanstandeten — Dop—
pelversicherung offenbar wurde9 entstand zwischen dieser

EG und dem UVV ein Schriftwechsel über die Zuständigkeit‚
1Da dies zu keiner Einigung führte, erhob die BG am 12° De—

fizember 1961 gegen den UVV Klage, mit der sie die Feststel—

lung ihrer Zuständigkeit als UV—Träger für die im Katho—

}lischen Kinderheim St° J« ? beschäftigten Personen bean—

tragtea
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Das Sozialgericht (SG) Hamburg hat — nach Beiladung der

Stiftung —
die Klage durch Urteil vom 14° September 1962

abgewiesenx An sich sei zwar die Klägerin nach % 557 Abs„1

Nr„ 4 Buchst° b EVO idF des 3„ ÄndG iVm der Verordnung (VO)
des Reichsarbeitsministers (RAM) über Träger der UV vom
17° ■ai 1929 (BGBl I 104) der zuständige UV—Träger für Ein—

richtungen der freien Wohlfahrtspflege; diese Zuständigkeit

trete aber hinter derjenigen des UVV zurück, die durch 5 628

b RVO idF des 30 ÄndG iVm dem Zuteilungserlaß des Badischen

Innenministeriums vom 30 Juli 1929 begründet worden sei°

Dieser Erlaß sei ein Verwaltungsakt, der auch nach der Auf—

hebung des @ 628 b RVO durch das 6° ÄndG vom 90 März 1942

wirksam geblieben sei° Insbesondere gelte der RAM—Erlaß vom

160 März 1942 — Gemeindliche UV _ (AN 1942, 201) nicht rück—

wirkend, sondern
nur für in Zukunft neu eintretende Fälle;

er lasse frühere Zuteilungen an Träger der gemeindlichen UV

auf Grund das 5 628 b RVO idF des 3° ÄndG unberührt°

Mit ihrer Berufung hat die Klägerin hilfsweise beantragt,

den Beklagten zur Überweisung des Unternehmens mit Wirkung

vom 10 Januar 1962 an die Klägerin zu verpflichten° Das

Landessozialgericht (LSG) Hamburg hat durch Urteil vom

23° Januar 1964 das vorinstanzliche Urteil aufgehoben und

festgestellt, daß die Klägerin als UV—Träger für die bei

der Beigeladenen Beschäftigten seit dem 1° Januar 1942

zuständig ist; Die Zuteilung der Beigeladenen an den

Beklagten geh durch die Anordnungdes Badischen Innen-
ministeriums‘vom 30 Juli 1929 zunächst wirksam erfolgt;

unerheblich bei hierbei, ob die Beigeladene etwa kraft

der RAM—VOvbm 17° Mai 1929 noch kurz zuvor bei der

Klägerin verbichert werden sei„ Die Zuständigkeit des
Beklagten sei auch nicht durch die Neuregelung der gemeind—

lichen UV
in1der

5„ DVD zum Aufbau der Sozialversicherung

vom 210 Dezember 1934 (BGBl I 1274) hinfällig geworden;

1

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5 39 Abso 2 Satz 2 dieser DVO habe den 5 628 b EVO in der
{>Fassung des 30 ÄndG nicht außer Kraft setzen können„

Erst durch das 60 ÄndG vom 90 März 1942 sei eine sichere
gesetzliche Grundlage für den Übergang der Zuständigkeit

‘vom Beklagten auf die Klägerin für die Zeit vom 1° Januar

1942 an gegeben° Der auf 5 628 Abs° 2 BVD idF des 6° ÄndG

‚
fußende RAM—Erlaß vom 160 März 1942 (Gemeindliehe UV) bringe
’den Grundsatz zum Ausdruck, daß neben den Fach-BGen die ge—

meindlichen UV—Träger sinnvollerweise nur soweit zuständig

‚
sein sollten, als es sich um Betriebe oder Tätigkeiten han—

delte, die als "Gemeindliche Unternehmen" betrieben würden;

hierfür sei bei Unternehmen in selbständiger Rechtsform das

Erfordernis überwiegender kommunaler Beteiligung aufgestellt

worden„ Noch klarer sei die Zuständigkeit der gemeindlichen

Eigen—UV dann — gleichfalls mit Rückwirkung zum 10 Januar

1942 —
durch die Änderung des & 628 EVO in der 1„ DVOzum

6° ÄndG vom 20„ August 1942 (BGBl I 532) abgegrenzt worden„
Diese Bestimmungen stellten eine durchgreifende Neuregelung

der Zuständigkeit der gemeindlichen Eigen—UV dar, die auf
r

den ihr allein zukommenden Bereich der "Gemeindlichen Unter—3

nehmen" eingeschränkt werdeo Angesichts des Fortfalls der
Ermächtigungsnorm für oberste Verwaltungsbehördeh‚ auch

Unternehmen ohne gemeindlichen Charakter dem Gemeinde—HVV

zuzuteilen, hätten die nunmehr eindeutigen gesetzlichen

und Durchführungsbestimmungen so weitgehende Bedeutung
;

1'

gewonnen, daß daneben die Zuständigkeit auf Grund einer \

_J
_—

_.
.

Einzelzuteilung nach früherem Recht keinen Raum mehr habe

und als aufgehoben gelten müsse° Abweichendes sei auch nicht

aus‘Art° 5 9 2 Abs° 1 Satz 2 des 6° ÄndG herzuleiten, denn

ein "entsprechendes" Verfahren im Sinne dieser Vorschrift
Iwürde

nur vorliegen, wenn entsprechend 5 628 RVO die Bei—

geladene vor dem 10 Januar 1942 nicht dem Beklagten‚ sondern

der Klägerin zugeteilt werden wäre°
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Vom 1„
Januar 1942 an sei mithin der Zuteilungserlaß des

Badischen Innenministeriums vom 50 Juli 1929 Wirkungslos

_geworden4 Zwar könne grundsätzlich ein Verwaltungsakt auch

dann wirksam bleiben, wenn die gesetzliche Ermächtigung zu

seinem Erlaß fortgefallen sei‚ Hier aber habe der Gesetz—

geber selbst eine neue Zuständigkeitsregelung getroffen,

welche keinen Raum mehr für das Fortwirken einer früheren
abweichenden Regelung lasse° Einer ausdrücklichen Aufhebung

solcher abwdichenden Regelungen habe es nicht bedurft, viel—

mehr hätte hier ein etwaiger Wille des Gesetzgebers, ab—

weichende Ragelungen aufrechtzuerhalten, zum Ausdruck ge—

bracht werdem müssen° Das Fehlen einer entsprechenden Vor-

schrift in Art„ 5 des 60 ÄndGsprechedafür, daßsich die
Klägerin mithecht

vom 1„ Januar 1942 an als den zuständi—

gen
UV—Träger für die bei der Beigeladenen beschäftigten

Personen betrachte„— Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen das amä11„ März 1964 zugestellte Urteil hat der

Beklagte am 9„ April 1964 Revision eingelegt und sie
zugleich folgendermaßen begründet: Durch @ 628 RVG idF
des 6° ÄndG Sei dem Grund$atz nach die unbeschränkte

gemeindlichejßigen—UV begründet wordenu Dieser Grundsatz

sei zwar dureh den RAM—Erlaß vom 160 März 1942 wieder

eingeschränkt worden„ Die allein auf den Wortlaut gestützte

Auslegung dieses Erlasses durch das LSG treffe aber schon

deswegen nicht zu, weil die gemeindlichen UV—Träger auch

solche Risiken versichert und zugeteilt erhalten hätten‚

die nicht als "Gemeindliche Unternehmen" betrieben würden,

z„B„ Haushal ungen, Kleinsiedler, Feuerwehr? und Hilfe—leistungsuntärnehmen,

Lebensrettero Das LSG habe verkannt‚

daß durch das 60 ÄndG der Umfang der gemeindlichen UV nicht
etwa eingesc■ränkt, sondern — im Sinne einer Gleichstellung

1
—6—
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mit ■eich und Ländern — ausgedehnt werden sollte, was das

Weiterbestehen der Zuständigkeit für zugeteilte, nicht—

kommunale Betriebe rechtfertigeo Einzelzuteilungen auf

Grund des 9 628 b RVG idF des 30 ÄndG seien durch die Nr° 2

.des RAM—Erlasses vom 16„ März 1942 überhaupt nicht berührt

werden„ Ein rechtsgültig zustande gekommener Verwaltungs—

akt bleibe grundsätzlich auch dann weiter wirksam‚ wenn die

seine Grundlage bildende Rechtsnorm später wegfalle° Daran

ändere auch nichts eine "durchgreifende" gesetzliche Neu—

regelung, wenn diese sich keine Rückwirkung beilege und

frühere abweichende Regelungen nicht generell oder im ein—

zelnen aufhebeo Von der durch Art“ 3 5 1 Satz 3 des 6„ÄndG

geschaffenen Aufhebungsbefugnis habe der RAM bezüglich der

Einzelzuteilungen kraft alten Rechts keinen Gebrauch gemacht°

Die Aufhebung des bisherigen % 628 b RVO habe demnach nur
bewirkt, daß neue Zuteilungen von Körperschaften usw„ an

die gemeindliche UV unzulässig geworden seien()

Für die Weitergeltung des auf den Verwaltungsakt vom
30 Juli 1929 begründeten Rechtszustand spreche ferner auch

der die gesamte UV beherrschende Grundsatz des Kataster—

friedens, der umgekehrt zugunsten der BGen in Nr° 4 des

RAM—Erlasses vom 16° März 1942 Ausdruck gefunden habe°

Auch aus der — durch das Landesaufsichtsamt für Sozialver—

sicherung genehmigten — Satzung des Beklagten vom 180 Novem—

ber 19549 nach deren % 2 Nr° 3 der UVV für die ihm früher

nach 5 628 b RVO zugeteilten Körperschaften? Anstalten und
Stiftungen zuständig sei, ergebe sich, daß die Aufsichts—

behörde an der Fortgeltung des früheren Rechtszustands
_

’
keineswegs gezweifelt habe° Auch ein Widerspruch zum Un— ?

fallversicherungs—Neuregelungegesetz vom 300 April 1963 ?

(UVNG) sei im Hinblick auf dessen Art° 4 9 11 nicht erkenn—J

bar° Der Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Berufung der Klägerin zurückzuweisen0
.

.VÜI
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Die Klägerin beantragt Zurückweisung der Revision„ Sie

hält das angefochteneUrteil für zutreffende
!

Die Klägerin und der Beklagte haben sich mit einer Ent—

scheidung ohnc mündliche Verhandlung durch Urteil gemäß

5 124 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) einverstan—

den erklärt„\ Die Beigeladene hat sich im Reviaionsver—

fahren nicht geäußerto

II
\

Die form— und fristgerecht eingelegte Revision ist statt«

haft durch
Zuäassung

(@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 SSG)o Sie hatte

zum Teil Eric go

Der vom LSG vertretenen Auffassung zur Frage der unfall—

versicherungstechtlichen Zuständigkeit für das Unternehmen

der Beigeladehen in der Zeit bis zum 31° Dezember 1941
\pflichtet der‘8enat im wesentlichen bei„

Zutreifend ist das LSG davon ausgegangen, daß die Mädchen—

anstalt St„ Ju
.i durch den badischen Ministerialerlaß vom

30 Juli 1929 wirksam
dem beklagten UVV zugeteilt worden war

und daß dieser Zuteilung insbesondere auch nicht die kurz

zuvor
erfolgtd Errichtung der BG für Gesundheitsdienst und

Wohlfahrtspflege durch die Verordnung über Träger der UV

vom 17„ Mai 1929 entgegenstando Diese Ansicht wird bestätigt

durch den RAM{Erlaß
vom 27" September 1929 (AN 19299 412)°

Hierin hat der RAM allgemein darauf hingewiesen, daß die

Zuteilung
nic■tkommunaler

Körperschaften, Stiftungen oder

Anstalten gemäß 5 628 b RVG damaliger Fassung nicht gegen
deren Willen zhlässig sei; im vorliegenden Fall war diesem

Gesichtspunkt dadurch Rechnung getragen7 daß der Vorstand

1
—8—
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der beteiligten Stiftung selbst die Zuteilung beantragt

hatte° Im Hinblick auf die Errichtung der BG für Gesund—

heitsdienst und Wohlfahrtspflege hat der RAM es wegen der
Gewährleistung ihres Beitragsaufkommens als erwünscht be—

zeichnet, daß die in der Wohlfahrtspflege tätigen Unternehmen

"reStlos von der BG erfaßt" und deshalb grundsätzlich nicht

dem UVV zugeteilt werden; diese Verlautbarung läßt erkennen,

daß eine solche Zuteilung seinerzeit jedenfalls rechtlich

als zulässig erachtet wurde°

Wie das LSG weiterhin mit Recht angenommen hat, wurde die

Zuteilung gemäß @ 628 b EVO nicht schon hinfällig auf Grund

der Neugestaltung des Organisationsrechts der Gemeinde—UVVe

im Abschnitt IV der 50 VO zum Aufbau der Sozialversicherung

vom 21„ Dezember 1934° Nach 5 39 Abs° 2 Satz 2 Halbsatz 1
dieser VO war der Versicherungsverband Träger der UV aller

Betriebe und Tätigkeiten seiner Mitglieder, für die n a c h

d e r R V 0 die gemeindliche Eigen—UV zulässig waro Die

RVO damaliger Fassung enthielt aber noch uneingeschränkt

die durch das 3, ÄndG eingeführte Vorschrift des 5 628 b,

so daß die Zugehörigkeit von Körperschaften, Anstalten und

Stiftungen zum UVV kraft Einzelzuteilung durch die oberste

Verwaltungsbehörde zweifelsfrei erhalten blieb (vglo Fass,

Arbeiterversorgung, 1936, 509, 512)°

Dagegen wurde der Zugehörigkeit der beteiligten Stiftung

zum beklagten UVV die Rechtsgrundlage entzogen durch die

Neufassung des Dritten Buches der RVO im 60 ÄndG vom
9° lärz 1942 iVm der 1° DVG vom 20° August 1942 sowie
dem RAM—Erlaß vom 16° März 1942 — Gemeindliche UV — „
Unter völliger Abkehr vom Prinzip der Einzelzuteilungen

durch die oberste Verwaltungsbehörde
— 5 628 b fiel weg «

wurde der Gemeindlichen UV nunmehr ein ausgedehntüxBfest

umrissenes Zuständigkeitsfeld zugewiesen, dessen Kern die

1
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"Geneindliclen
Unternehmen" bildeten (@ 628 Abs„ 1 iVm

@ 624 Abso 7 Buchst° a RVO in der vom 1„ Januar 1942 an
geltenden Fhssung)a Bedeutsam erscheint hierbei, daß in
selbständiger Rechtsform betriebene Unternehmen mit ge—
meindlicheri■eteiligung nicht im Wege sinngemäßer Anwen—

dung des 5 624 Abso 1 Buchst° b RVO —Bezeichnung durch
Oberste Verwaltungsbehörde, "wesentliche“ Beteiligung

der öffentlichen Hand — der gemeindlichen UV zugeführt

wurden, sondern daß hierfür Nr„ 2 des angeführten RAM—

Erlasses vom 16° März 1942 einen anderen Weg einschlug:

Als Gemeindliche Unternehmen galten danach in selbstän—

_
diger Rechtsform betriebene Unternehmen nur, wenn Gemein—

den oder
Gedeindeverbände

an ihneng u b e r w i e g e n d

beteiligt

wlren°

Hier zeigte sich deutlich die Schranke,

die dem —
im allgemeinen stark erweiterten — Zuständig-

\

‚keitsbereich der Gemeindlichen Eigen—UV gezogen wurde„

Diesen
Versicherungsträgern

sollten die im Sektor der
Gemeindewirtschaft und —verwaltung Beschäftigten nur zuge—

wiesen werden? wenn deren Beschäftigungsverhältnisee recht—

lich oder mindestens wirtschaftlich besonders eng mit der

kommunalen Einflußsphäre verknüpft wareno Beschäftigte

außerhalb dieser
engeren Sphäre « auch wenn ihr Beschäf—

tigungsverhältnis durchaus noch ein wesentliches kommu—

nales Gepräge trug — kamen für die Gemeindliche Eigen-UV

nicht mehr in Betracht„ Mit der in dieser Abgrenzung klar
erkennbaren?Gesetzessystematik

war nun aber die Aufrecht—

erhaltung ven Zuständigkeiten auf Grund des früheren

@ 628 b RVOÄnicht mehr vereinbar, soweit es sich hierbei

um
Körperschäften, Stiftungen oder Anstalten handelte?

an denen dielGemeinde nicht überwiegend oder gar — wie bei
der in diesem Verfahren beigeladenen Stiftung — überhaupt
nicht beteiligt

war" Die vom Beklagten vertretene Auffas—

sung, seit dem lo Januar 1942 sei lediglich die Neubegrün—
dung solcher Zuständigkeiten unzulässig geworden (so auch

']
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- 10 -

noch Brackmann, Handbuch der SoZialversicherung, Stand

Januar 1953, S, 532 c; Schwinger, Gemeinde—UV, 1942, So 53,

188, 189); berücksichtigt nicht hinreichend die vom Gesetz—
geber offenbar gewollte klare Grenzziehunga Diese Auffas—

sung hätte zur Folge, daß die Gemeindliche UV neben den ge—

setzlich eindeutig bestimmten Kategorien — Gemeindliche

Unternehmen, Haushaltungen, Feuerwehren, Kleinsiedler,

Hilfeleistungen, Lebensretter-— eine mehr oder minder große

Anzahl von Unternehmen zu betreuen hätte, die unter sich

weiter keine gemeinsamen Merkmale aufwiesen als allein den

Umstand, daß sie irgendwann in der Zeit bis zum 31° Dezember

1941 einem UVV von der Obersten Verwaltungsbehörde zugeteilt

worden waren‚ Eine Beibehaltung solcher rein historisch

bedingten Relikte aus dem früheren Rechtszustand widersprach

dem Sinn der mit dem 6° ÄndG beabsichtigten Zuständigkeite—

auftcilungo Deshalb war — obwohl Arte 3 des 60 ÄndG inso—

weit keine ausdrückliche Regelung enthielt — die auf @ 628 b

gestützte Zuteilung der Beigeladenen für die Zeit vom 10 Ja—

nuar 1942 an unwirksam geworden° Die dargelegten besonderen

Umstände der damaligen Neuregelung stehen auch einer Heran—

ziehung des vom Beklagten angeführten allgemeinen Grundsat—

zes (vgl„ hierzu von Turegg/Kraus, Lehrbuch des Verwaltungs—

rechts, 40 Aule, S„ 73/74) entgegen, daß ein reehtsgültig
zustande gekommener Verwaltungsakt auch nach Wegfall der

seine Grundlage bildenden Recht3norm weiterhin wirksam bleibeo

Ebenso können nach Meinung des Senats der Grundsatz des

_
Katasterfriedens sowie der Wortlaut der vom Beklagten mit

'Genehmigung der Aufsichtsbehörde beschlossenen Satzung bei
der Beurteilung der in diesem Rechtsstreit zu entscheidenden

Frage nicht ausschlaggebend ins Gewicht fallen° Hinsicht—
Vlich der jetzt durch das UVNG geschaffenen Rechtslage bedarf

es keiner näheren Darlegungen, daß auch hiernach für eine l
Zumtändigkeit der Gemeindlichen UV für gemeindefremde Körner—

schaften, Stiftungen oder Anstalten kein Raum iSt (vgl° @ 657
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Trotz der nach alldem zutreffenden Beurteilung der mate—
riellen Rechtslage durch das LSG konnte das angefochtene

Urteil nicht aufrechterhalten werden° Das LSG hat näm—

lich nicht beachtet, daß die Klägerin formell fehlerhaft

vorgegangen ist, indem sie — vermutlich etwa im Jahre 1949 —
die Mädchenanstalt St° J 1 ohne weiteres in ihr Betriebs—
verzeichnisäaufnahmp

was zu der jahrelang bestehenden Dop—

pelversicherung dieses Unternehmens bei zwei UV—Trägern

führten Wie der Senat aber bereits entschieden hat (vgl°

BSG 17, 139, 141)? darf eine BG, die ihre materielle Zu—

ständigkeit für ein beim UVV versichertes Unternehmen als

gegeben erachtet, nicht in den Katasterbestand des formell

zuständigen UVV dadurch eingreifen, daß sie gegen dessen

Willen — hier sogar ohne dessen Kenntnis — dem Unternehmen

einen Aufnahmebescheid erteilt„ Die Klägerin hätte vielmehr

die Grundsätze einer ordnungsgemäßen Betriebsüberweisung
einhalten müsseno Diese Grundsätze waren hinsichtlich der

durch das 60 ÄndG bewirkten Betriebsübergänge geregelt in

den Bestimmungen des BVA vom so Juli 1942 (AN 19429 433),
deren Abschnitt A ein — an Stelle der Einzelüberweisung

tretendes — vereinfachtes Abgabev€rfahren vorsah° Da das

Unternehmen der Beigeladenen offensichtlich nicht im Wege

dieses Verfahrens
an die Klägerin gelangt ist? fehlt dem

materiell gerechtfertigten Zuständigkeitsanspruch der Kläe

gerin die ausreichende formelle Grundlageo Ihr Klagebe—

gehren hätte daher das LSG hinsichtlich des Hauptantrags

abweisen müssen; allein dem von der Klägerin gestellten
Hilfsantragäwar stattzugeben„ Dies macht eine Änderung

des Berufungsurteils in dem Sinne erforderlich, daß der

Beklagte verurteilt wird, das Unternehmen der Beigeladenen

mit Wirkung;vom 19 Januar 1962 an der Klägerin zu über—
1l
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weisen„ Im übrigen ist die Revision des Beklagten unbe—

gründet und daher zurückzuweiseno

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsverfahrens beruht auf @‘193 SGG.
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